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Sitzung des Stadtrates am 25.06.2025 
Antrag der AfD-Stadtratsfraktion zur Unterstützung des Programms „Mach‘ ein 
Ferienpraktikum im Handwerk!“ 
Vorlagen Nummer: VIII/2025/01293 
TOP: 10.1 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Die Stadtverwaltung empfiehlt den Antrag abzulehnen. 
 
Begründung: 
 
 
1. Voraussetzungen für ein Praktikum, Ansprechpartner bei der 

Handwerkskammer, insbesondere der Ausbildungsberater dort, und die 
Obliegenheiten zur Geltendmachung der Praktikumsprämie sollen informell 
bekannt gemacht werden. 
 
Das Programm „Mach‘ ein Ferienpraktikum im Handwerk! Und erhöh‘ dein 
Taschengeld!“ hat das Ziel, Schülerinnen und Schüler ab 15 Jahren für 
handwerkliche Berufe zu begeistern und ihnen durch Ferienpraktika einen 
praxisnahen Einblick in das Handwerk zu ermöglichen. Die Intention, dem 
Fachkräftemangel im Handwerk entgegenzuwirken und Jugendlichen attraktive 
Perspektiven aufzuzeigen, ist grundsätzlich zu begrüßen. 
 
Die Reichweite des Programms hängt maßgeblich von der Anzahl der beteiligten 
Betriebe und der verfügbaren Praktikumsplätze ab. Nach Einschätzung der 
Verwaltung handelt es sich um ein ergänzendes Angebot im Rahmen der 
Berufsorientierung, dass jedoch keine Alleinstellung besitzt. 

 
 

2. Die Stadtverwaltung wirbt bei den städtischen Unternehmen um aktive 
Beteiligung und Bereitstellung entsprechender Praktikumsplätze. 

 
Die Stadt Halle (Saale) verfügt bereits über etablierte und bewährte Strukturen zur 
Förderung der Berufsorientierung und zur Zusammenarbeit mit Kammern und 
Unternehmen: 
 

 Zusammenarbeit mit der HWK:  
Die Handwerkskammer Halle bietet bereits umfangreiche Informations- und 
Beratungsangebote für Schülerinnen und Schüler, Eltern sowie Schulen an. 
Ansprechpartner und Ausbildungsberater stehen regelmäßig zur Verfügung und 
informieren über Praktika und Ausbildungswege im Handwerk 



 Berufsorientierung an Schulen:  
Im Rahmen der schulischen Berufsorientierung werden Programme wie 
„Schülerpraktikum“, „Tag der offenen Betriebe“ oder „Berufsinformationstage“ in 
enger Kooperation mit Kammern, Unternehmen und städtischen Betrieben 
durchgeführt. 
 

 Einbindung städtischer Unternehmen:  
Die städtischen Unternehmen engagieren sich bereits aktiv bei der Bereitstellung 
von Praktikumsplätzen und der Nachwuchsförderung. Im Rahmen der 
Unternehmensbetreuung werden städtische Unternehmen regelmäßig zur 
Bereitstellung von Praktikumsplätzen angesprochen. 

 

 Austausch im Bildungsbeirat:  
Im Bildungsbeirat findet ein regelmäßiger Austausch über laufende und neue 
Maßnahmen zur Berufsorientierung statt. Die Handwerkskammer ist dort vertreten 
und stellt eigene Programme und Initiativen vor. 

 
Diese bestehenden Formate decken die im Antrag genannten Zielstellungen bereits 
umfassend ab. 

 
 
3. Im Bildungsbeirat wird durch die Stadtverwaltung für das Programm geworben 

und um Unterstützung der Informationskampagne ersucht. 
 

Nach aktuell erfolgter telefonischer Rücksprache mit der AfD-Stadtratsfraktion gestellt 
(BV VII/2023/05334) der Handwerkskammer Halle, hat sich an der 2023 
beschriebenen Situation und Zuständigkeit grundlegend nichts geändert. Die 
Handwerkskammer erhält weiterhin eine landesseitige Förderung zur Umsetzung des 
Programmes, welche u.a. Mittel zur Öffentlichkeitsarbeit beinhaltet. Das Programm ist 
weiterhin sehr gut ausgelastet. Eine zusätzliche Öffentlichkeitsarbeit abseits einer 
kurzen Information an Schulen zur nächsten städtischen Schulleiterberatung ist aus 
Sicht der Handwerkskammer nicht notwendig. Letzteres können wir gern umsetzen; 
für weitere Informationskampagnen besteht weder eine Notwendigkeit, noch stehen 
seitens der Verwaltung Ressourcen zur Verfügung. 

 
Die Umsetzung einer zusätzlichen, stadtweit angelegten Informationskampagne 
würde einen erheblichen personellen und finanziellen Aufwand bedeuten. Angesichts 
der angespannten Haushaltslage und der bereits vorhandenen, gut funktionierenden 
Strukturen sieht die Verwaltung keinen Mehrwert in der Einrichtung eines weiteren 
parallelen Angebots. 
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